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Kleine Anfrage 2357 
 
des Abgeordneten Dirk Wedel   FDP 
 
 
Sitzung des Verwaltungsrats der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder vom 
25. Mai 2023 
 
 
Gemäß § 27a Absatz 1 Satz 1 des Staatsvertrages zur Neuregulierung des Glücksspielwesens 
in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag 2021 – GlüStV 2021) haben die Länder zur 
Wahrnehmung der Aufgaben der Glücksspielaufsicht insbesondere im Bereich des Internets 
zum 1. Juli 2021 die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Länder (GGL) errichtet. Organe 
der GGL sind der Verwaltungsrat und der Vorstand, § 27g GlüStV 2021. Der Verwaltungsrat 
beschließt unter anderem über die grundsätzlichen Angelegenheiten der GGL (§ 27h Absatz 
3 Satz 2 GlüStV 2021) sowie in wesentlichen Angelegenheiten für den Vorstand bindende 
Entscheidungsrichtlinien (§ 27h Absatz 4 Satz 1 GlüStV 2021). Gemäß § 27h Absatz 1 Satz 1 
GlüStV 2021 entsendet jedes Trägerland eine Vertreterin oder einen Vertreter in den 
Verwaltungsrat. Vertreterinnen oder Vertreter können Amtschefinnen und Amtschefs oder 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre des für die Glücksspielaufsicht des Trägerlandes 
zuständigen Ministeriums sein, § 27h Absatz 1 Satz 2 GlüStV 2021. Der Verwaltungsrat dient 
insbesondere der Sicherstellung des gebotenen Ländereinflusses auf die Entscheidungen der 
Behörde und vermittelt hierdurch den Entscheidungen der Behörde eine zusätzliche sachlich-
inhaltliche und eine organisatorisch-personelle demokratische Legitimation, die sich auf die 
einzelnen Landesregierungen und damit auf die vom Volk gewählten Landesparlamente 
zurückführen lässt (Drs. 17/11683, Seite 197). Die personelle Legitimation der Entscheidungen 
der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder erfolgt über den Verwaltungsrat, der den 
Vorstand ernennt und entlässt, der wiederum Vorgesetzter der einzelnen Amtswalter ist. Der 
Verwaltungsrat selbst ist mit Entscheidungsträgern der Länder besetzt, welche ihrerseits 
Weisungen der Regierungen der jeweils entsendenden Länder unterliegen und deshalb aus 
dem Verwaltungsrat auch jederzeit abberufen werden können. Der Verwaltungsrat bietet 
zugleich eine verstärkte sachlich-inhaltliche Legitimation der Entscheidung, soweit er durch 
Entscheidungsrichtlinien und Weisungen im Einzelfall die Entscheidungen der Behörde 
mitbestimmt. Die sachlich-inhaltliche Legitimation wird insbesondere durch die Bindung der 
Behörde an diesen Staatsvertrag erzielt, der wiederum von den Landesparlamenten legitimiert 
wird (Drs. 17/11683, Seite 199). Beschlüsse des Verwaltungsrats können unter bestimmten 
Voraussetzungen auch im Umlaufverfahren gefasst werden (vgl. § 8 Absatz 3 Satz 2 GGL-
Satzung; MBl. LSA Nr. 26/2021 vom 26. Juli 2021, Seite 440). Entscheidungen des 
Verwaltungsrats können den Charakter von Beschlüssen oder Empfehlungen haben (vgl. § 6 
Absatz 2 Nummer 1 GO-VwRGGL; Vorlage 18/774, Seite 4 der Anlage). 
 
Am 2. März 2023 hat eine Sitzung des Verwaltungsrats stattgefunden, für den 25. Mai 2023 
war eine Verwaltungsratssitzung geplant (Vorlage 18/774, Seite 2). 
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie ist der Wortlaut der in der Sitzung des Verwaltungsrats vom 25. Mai 2023 

behandelten Tagesordnung? 
 
2. Wie ist der Wortlaut der in der Sitzung des Verwaltungsrats vom 25. Mai 2023 

getroffenen Entscheidungen (Beschlüsse sowie Empfehlungen)? 
 
3. Wie ist gegebenenfalls der Wortlaut in der Sitzung des Verwaltungsrats nicht 

beschlossener Entscheidungsvorschläge? 
 
4. Welche Beschlüsse mit welchem Wortlaut wurden gegebenenfalls zwischen der Sitzung 

vom 2. März 2023 und der Sitzung vom 25. Mai 2023 im Umlaufverfahren getroffen? 
 
5. Wie hat Nordrhein-Westfalen zu den jeweiligen Beschlussvorlagen jeweils abgestimmt? 
 
 
 
 
Dirk Wedel 
 


